
GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG 
der Fraktionen von CDU und SPD 
  
 
(Dresden, 5. Oktober 2018) Heute wurde im Sächsischen Landtag die geplante Ausgestaltung 
des Handlungsprogramms „Nachhaltige Sicherung der Bildungsqualität in Sachsen“ durch die 
Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen, Christian Hartmann und Dirk Panter, sowie durch den 
Staatsminister für Kultus, Christian Piwarz, vorgestellt. Demnach wird es eine Zulage zur 
Entgeltgruppe 13 geben sowie die Umwandlung bislang funktionsloser Stellen gemäß 
Entgeltgruppe 14 in künftig funktionsgebundene Stellen. 
  
Dazu sagt der CDU-Fraktionsvorsitzende Christian Hartmann: „Der zentrale Punkt des 
Handlungsprogramms war die Verbeamtung der Lehrer bis 42 Jahre. Diese Entscheidung fiel 
der CDU-Fraktion nicht leicht, aber wir stehen dazu. Denn nur so können wir gleichwertige 
Bedingungen gegenüber anderen Bundesländern erreichen. Wir wollen damit ein 
Abwandern der hier ausgebildeten Lehrer verhindern. Dabei war uns wichtig, dass wir die 
Lehrer über 42 Jahre, die unser bewährtes sächsisches Schulsystem nach 1990 aufgebaut 
und getragen haben, nicht vergessen dürfen! Wir wissen, dass es den Lehrern nicht nur um 
eine finanzielle Anerkennung geht. Vielmehr geht es auch um zeitliche und organisatorische 
Entlastungen. Derzeit können wird das mit Blick auf den Lehrerbedarf nicht gewährleisten. 
Diese wollen wir aber in der Perspektive zum Beispiel durch Klassenleiterstunden 
ermöglichen. 
 
 
Dazu sagt der SPD-Fraktionsvorsitzende Dirk Panter: „Als Koalitionspartner hatten wir beim 
Beschluss des Handlungsprogramms im März ein Versprechen abgegeben – nämlich bei der 
Bezahlung für die angestellten Lehrer eine Zulagen-Lösung zu finden. Dieses Versprechen 
lösen wir mit der jetzt vorliegenden Ergänzung des Handlungsprogramms ein. Es ist gut, dass 
wir uns hier noch einmal gemeinsam bewegt haben. Die unzähligen Gespräche und 
Rückmeldungen haben genutzt. Sie haben uns geholfen, die Gemütslage der Lehrkräfte 
besser verstehen und einordnen zu können. Und sie haben den Lehrkräften geholfen, weil 
wir jetzt noch einmal nachgelegt haben. Die Verbeamtung wird durch diese Ausgleichszulage 
nicht gerechter. Aber sie wird etwas einfacher hinnehmbar. Sachsen verbeamtet – salopp 
gesagt – aus Notwehr, weil alle anderen Bundesländer das auch tun.“ 

Hintergrund: 
Eckpunkte der Ergänzungsvereinbarung zum Handlungsprogramm 
 
 

 
Mit besten Grüßen, 
 
Christian Fischer, Pressesprecher                                         Petra Strutz, Pressesprecherin  
CDU-Fraktion des Sächsischen Landtages                           SPD Fraktion im Sächsischen Landtag   


